
_____________________________Satzung_____________________________ 
 
Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.06.2013 (BGBl. I 
S. 1548) , § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBl. BW S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.04.2013 
(GBl. S. 65), § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 
05.03.2010 (GBl. S. 358, ber. 416), zuletzt geändert durch Verordnung vom 25.01.2012 
(GBl. S. 55) der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 
1548) sowie der Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 
1991 S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Baindt den Bebauungsplan „Mehlisstraße“ und die örtlichen 
Bauvorschriften hierzu in öffentlicher Sitzung am 05.11.2013 beschlossen. 
 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Mehlisstraße“ und der örtlichen 
Bauvorschriften hierzu ergibt sich aus deren zeichnerischem Teil vom 06.03.2012. 
 

§ 2 Bestandteile der Satzung 
 
Der Bebauungsplan „Mehlisstraße“ und die örtlichen Bauvorschriften hierzu bestehen aus 
der Planzeichnung vom 06.03.2012 und dem Textteil vom 11.12.2012. Dem Bebauungsplan 
und den örtlichen Bauvorschriften hierzu wird die jeweilige Begründung vom 11.12.2012 
beigefügt, ohne deren Bestandteil zu sein. 
 

§ 3 Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den auf 
Grund von § 74 LBO erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Zuwiderhandeln 
kann mit Geldbußen bis zu 100.000,-- € (Einhunderttausend Euro) belegt werden. 
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig die Vorschriften 

- zu Dachformen 
- zu Dachneigungen 
- zu Dachgestaltungen 

nicht einhält oder über- bzw. unterschreitet. 
 

§ 4  In-Kraft-Treten 
 
Der Bebauungsplan „Mehlisstraße“ der Gemeinde Baindt und die örtlichen Bauvorschriften 
hierzu treten mit der ortsüblichen Bekanntmachung des jeweiligen Satzungsbeschlusses in 
Kraft (gem. § 10 Abs. 3 BauGB). 

 
 
 
Baindt, den ……………………… 
 
 
 
 
…………………………………….     (Dienststempel) 

Elmar Buemann, Bürgermeister 
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BEBAUUNGSPLAN ”Mehlisstraße” 

Gemeinde Baindt 
 
TEXTLICHE FESTSETZUNG MIT PLANZEICHENERKLÄRUNG 
 
 
Mit  Inkraftt reten dieses Bebauungsplanes treten im Geltungsbereich alle bisherigen Festsetzungen 
außer Kraft , nicht jedoch die Stellplatzsatzung “ Baienfurterstrasse” . 
 
A) RECHTSGRUNDLAGEN 
 
1.  Baugesetzbuch (BauGB)  

i.d.F.  der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBL. I.S. 2414),  
zuletzt  geändert  durch Gesetz vom 11.06.2013. (BGBL. I.S. 1548) 

2.  Baunutzungsverordnung (BauNVO)  
i.d.F. vom 23.01.1990 (BGBL. I.S. 132),  
zuletzt  geändert  durch Gesetz vom 11.06.2013 (BGBL. I.S. 1548) 

3.  Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO)  
i.d.F. vom 05.03.2010 (GBI. S. 358, ber. 416),  
zuletzt  geändert  durch Verordnung vom 25.01.2012. (GBI. S. 55) 

4.  Planzeichnungsverordnung (PlanzV)  
i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBL. 1991 S. 58 
zuletzt  geändert  durch Gesetz vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) 
 

 
 
 
In Ergänzung der Planzeichnung w ird Folgendes festgesetzt: 
 
B) PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

(§ 9 BauGB und §§ 1 - 23 BauNVO) 
  
 
 
 1. Art der baulichen Nutzung 

 
§ 
9(1)1 

BauGB 

WA 1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA) 
entsprechend den Einschrieben im Plan 

§ 4 BauNVO 

 

1.1.1 Einschränkungen von Nutzungen im WA-
Gebiet: 
von den nach § 4(3) genannten Nutzungen-
arten sind: 
- (4) Gartenbaubetriebe 
- (5) Tankstellen 
- (6) sonst ige nicht störende Gew erbebetrie-
be  
nicht zulässig 
 
 

§ 1(5) 
§ 4(3) 

BauNVO 
BauNVO 

Mi 
1.2 Mischgebiet  (Mi) 

 
 

§ 6 BauNVO 

 1.2.1 Unzulässigkeit  von Ausnahmen 
im Mi-Gebiet: 
 

§ 6(3) 
i. V.m. 
§ 1(6) 

BauNVO  
 
BauNVO 
 

  Im Gebiet Mi sind Vergnügungsstätten nach 
§6 Abs. 2 Nr. 8 im Sinne des § 4a Abs. 3 
Nr. 2 nicht zulässig. 
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 1.2.2 Einschränkung von Nutzungen: 

von den nach § 6(2) genannten Nutzungsar-
ten sind: 
- (7) Tankstellen  
- (8) Vergnügungsstätten im Sinne des  
        § 4a (3)2 in den Teilen des Gebiets, die  
        überw iegend durch gew erbliche 
        Nutzungen geprägt sind 
nicht zulässig. 
 

§ 1(5) 
§ 6(2) 

BauNVO 
BauNVO 

 1.2.3 Einschränkung der Anzahl von Wohnungen -  
in Wohngebäuden ist  je angefangene 250m² 
Baugrundstücksf läche i.S.v. §19(3) BauNVO 
maximal 1 Wohnung zulässig. 
 

§ 
9(1)6 

BauGB 

 

GEe 
 

1.3 Eingeschränktes Gew erbegebiet  (GEe) 
entsprechend den Einschrieben im Plan 
 
Im GEe sind nur Betriebe zulässig, die das 
Wohnen nicht w esent lich stören. 
 

§ 8 BauNVO 

 1.3.1 Einschränkung von Nutzungen im Gew erbe-
gebiet: 
von den nach § 8(2) genannten Nutzungsar-
ten sind: 
- (3) Tankstellen 
nicht zulässig 
 

§ 1(5) 
§ 8(2) 

BauNVO 
BauNVO 

   
 
 

  

 
 2. Maß der baulichen Nutzung 

(* Zahlenw erte sind nur Beispiele) 
 

§ 9(1)1 BauGB 

GRZ   =  0,4*   Max. Größe der Grundf läche (GRZ) der 
baulichen Anlagen je Quadratmeter Grund-
stücksf läche i.S. §19(3) BauNVO 
 

§ 16(2)1 BauNVO 

WH  =  6,0 m*   Wandhöhe 
als Höchstgrenze über Erdgeschossfußbo-
denhöhe (EFH) 
Die max. Wandhöhe ist  def iniert  als 
Schnittpunkt der Außenw and des Haupt-
baukörpers, also nicht an Vorbauten und 
Dachvorsprüngen, mit  der Außenkante der 
Dachf läche (Oberkante Bedachungsmateri-
al). 
 
 

§ 16(3)2 BauNVO 

GH  =  9,0 m*   Gebäudehöhe 
als Höchstgrenze über Erdgeschossfußbo-
denhöhe (EFH) 
 
 

  

  Erdgeschossfussbodenhöhe 
 
Die Erdgeschossfussbodenhöhe 
EFH =  Erdgeschoß-Fußbodenhöhe mit  
Höhenangabe über Normal Null 
Bezugspunkt ist  der Rohfussboden.  
Bei vorhandenen Gebäuden ist  die bisheri-
ge EFH sow ohl bei Umbau w ie auch bei 
Abriss und Neubebauung beizubehalten. 
Bei Neubauten w ird die EFH mit  + 40cm 
über dem vorhandenen natürlichen Gelän-
de (Mit telmass an den Gebäudeecken) 

§ 9(2) BauGB 
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festgelegt. 
 
Die mit  den vorherigen Fest legungen fest-
gesetzten  Erdgeschossrohfussbodenhöhen 
dürfen bei vorhandenen Gebäuden und 
Neubauten um max. ± 30 cm verändert  
w erden. 
 

     

 3. Bauweise 
 

§ 9(1)2 BauGB 

O 
 Offene Bauw eise 

 
 

§ 22 BauNVO 

     
  Baugrenze 

 
 
 

§ 23(1+ 3) BauNVO 

  Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung 
 
 

§ 16(5) BauNVO 

  Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzun-
gen 
 

§ 16(5) BauNVO 

   
 
 
 

  

 4. Öffentliche Verkehrsflächen 
 

§ 9(1)11 BauGB 

  Straßenbegrenzungslinie 
 
 
 

  

   
Fussw eg 
 
 

  

 

 Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 
 

  

 
 

  
 
 
 

  

 5. Versorgungsflächen 
 

§ 9(1)12 BauGB 
 

  Versorgungsf läche Elektrizität  
 
 

  

   
 
 
 

  

 6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
 

§ 9(1)20 
i.  V. mit 
§9(1)25a+
b 

BauGB 
 
BauGB 

 6.1.1 Bisher bebauter Bereich (WA 1) 
Der auf den privaten Grundstücken ent-
stehende Niederschlagsw asserabf luss darf  
nicht direkt in die Abw asserkanalisat ion 
abgeleitet  w erden. Dies gilt  auch für Über-

§ 9(1)20 BauGB 
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läufe von Anlagen zur Regenw assernut-
zung (Zisternen) ohne Zw angsent leerung 
und für Drainagen. 
Das von der Ableitung in den Abw asser-
kanal ausgeschlossene Niederschlagsw as-
ser darf  keine schädlichen Verunreinigun-
gen aufw eisen.  
Das Niederschlagsw asser muss auf dem 
Grundstück, auf dem es anfällt , gepuffert  
w erden. Hierzu müssen auf den Privat-
grundstücken Retent ionszisternenanlagen 
oder gleichw ert ige Retent ionsf lächen als 
Versickerungsmulden hergestellt  w erden. 
Der Notüberlauf w ird an das bestehende 
Kanalsystem (Mischsystem) angeschlos-
sen. 
Sickerschächte und Rigolen sind nicht zu-
lässig. 
 

 

6.1.2 Bisher unbebauter Bereich (WA 2+  GEe) 
(Gew erbef läche +  Neubaubereich WA 2) 
Der auf den privaten Grundstücken ent-
stehende Niederschlagsw asserabf luss 
muss im Trennsystem in das öffent liche 
Abw asserkanalsystem abgeleitet  w erden. 
Dies gilt  auch für Überläufe von Anlagen 
zur Regenw assernutzung (Zisternen) ohne 
Zw angsent leerung und für Drainagen. 
Das von der Ableitung in den Abw asser-
kanal ausgeschlossene Niederschlagsw as-
ser darf  keine schädlichen Verunreinigun-
gen aufw eisen.  
Sickerschächte und Rigolen sind nicht zu-
lässig. 
 
 
 

§ 9(1)15 BauGB 
 

 

6.2 Bodenversiegelungen sind auf das unbe-
dingt notw endige Maß zu beschränken. 
Die Beläge für Garagenzufahrten und Stell-
plätze sind als w asserdurchlässiger Belag 
auszuführen. 
(z.B. w assergebundene Flächen, Schotter-
rasen, Pf lasterf lächen mit  w asserdurchläs-
sigen Fugenanteilen, Rasengittersteine) 
 
 
 

  

 6.3 Einzelpf lanzgebote 
 

  

 
X 

6.3.1 Pf lanzgebot – Einzelbäume 
An den in der Planzeichnung gekennzeich-
neten Stellen sind großkronige Einzel-
baumhochstämme zur Gliederung des 
Straßenraumes zu pf lanzen und dauerhaft  
zu erhalten. Es sind die Arten der Pf lanzen-
liste 1 zu verw enden. Die generelle Lage 
der Bäume ist  verbindlich. Der exakte 
Standort  kann nur bis zu 5 m verschoben 
w erden. 
 

§ 9(1)25 a BauGB 
 

     
 6.3.2 Pf lanzgebot – Einzelbäume 

Auf jedem Baugrundstück ist  mindestens 
ein mittelkroniger Einzelbaumhochstamm 
je angefangene 500 m² Grundstücksf läche 
zu pf lanzen und dauerhaft  zu erhalten. Es 
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sind die Arten der Pf lanzenliste 2 zu ver-
w enden. Die Lage der Bäume ist  variabel, 
Bäume zur Gliederung des Straßenraumes 
w erden angerechnet. 
 

  Pf lanzlistenliste 1 
Großkronige Bäume (1. Ordnung) für  
Bepf lanzung am Straßenrand 
Die nachfolgenden Baumarten können al-
ternat iv verw endet w erden: 
 
Winter-Linde Tilia cordata 
Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus 
Esche Fraxinus exelsior 
Obstbaum als Hochstamm 
 

  

  Pf lanzliste 2 
Bäume und Sträucher zur Bepf lanzung der 
Baugrundstücke 
Die nachfolgenden Baumarten können al-
ternat iv verw endet w erden: 
 
Feld-Ahorn Acer campestre 
Hainbuche Carpinus betulus 
Apfeldorn Crataegus x  
 lavallei, Carrierii 
Chinesische Wildbirne Pyrus calleryana, 
 Chant icleer 
Kirsch-Pf laume Prunus cerasifera  
Obstbäume als Hochstamm 
 
 
 

  

 
 

6.4 Private Grünf läche 
Private Grünf läche ohne w eitere  bauliche 
Nutzung: 
Im Bereich der eingetragenen Grünf lächen 
sind keine baulichen Anlagen zulässig ein-
schliesslich Nebenanlagen i.S. §14 Abs. 1 
BauNVO. Ausgenommen hiervon sind 
w asserdurchlässige Oberf lächenbefest i-
gungen. 
Unzulässig sind auch Verfahrensfreie Vor-
haben nach LBO §50 und w ie im Anhang 
zu §50 Abs.1 beschrieben.  
 
Ebenfalls unzulässige Nutzungen sind: 
Nutzung der Flächen als Lagerf läche 
Nutzung als Stellplatz 
Nutzung als Hundezw inger 
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 7. Schallschutz §9(1)24 BauGB 

 

IS 1  
 

7.1 Immissionsschutz-Festsetzung IS 1: 
 
Bestehende Gebäude genießen Bestands-
schutz. 
Bei Neubauten sind die zum Lüften erfor-
derlichen Fensteröffnungen von Aufent-
haltsräumen (z.B. Wohnzimmer, Wohnkü-
che, Schlaf- und Kinderzimmer) vollstän-
dig auf die vom bestehenden Gew erbe-
gebiet abgew andte Seite (nach Osten) zu 
orient ieren. 
 

  

     
 

IS 2  

 Immissionsschutz-Festsetzung IS 2:  
 
Bestehende Gebäude genießen Bestands-
schutz. 
Bei Neu-, Um- und Erw eiterungsbauten 
sind die zum Lüften erforderlichen Fens-
teröffnungen von Aufenthaltsräumen 
(z.B. Wohnzimmer, Wohnküche, Schlaf - 
und Kinderzimmer) vollständig auf die 
vom bestehenden Gew erbegebiet abge-
w andte Seite (nach Osten) zu orient ieren. 
 
Ausnahmen von der vorstehenden Orien-
t ierungspf licht für Fensteröffnungen kön-
nen zugelassen w erden, w enn ihre Einhal-
tung bei funkt ional befriedigenden Raum-
zuschnitten unmöglich ist  und w enn die  
betreffenden Räume ersatzw eise mit  aus-
reichend dimensionierten schallgedämpf-
ten Lüftungsanlagen (z. B. mechanisch 
unterstützte Fensterrahmenlüftung, Ein-
zellüfter etc.) ausgestattet  w erden. Die  
Außenbauteile der Aufenthaltsräume in-
klusive der schallgedämpften Lüftungsan-
lagen müssen ein erforderliches Gesamt-
schalldämmmaß R'W, res von mindestens 
30 dB(A) einhalten. 
 

  

 
 7.2 Innerhalb des Gew erbegebietes sind nur 

solche Anlagen und Betriebe zulässig, 
deren Geräusche folgende Emissionskon-
t ingente LEK nach DIN 45691  
tagsüber (6:00 bis 22:00 Uhr) und  
nachts (22:00 bis 6:00 Uhr)  
nicht überschreiten  
(§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO): 
 
eingeschränktes Gew erbegebiet (GEe) 
Emissionskont ingente LEK in dB(A)/m² 
 
LEK tags 56 
LEK nachts 41 
(siehe auch Planeintrag) 
 
Die Prüfung zur Einhaltung erfolgt nach 
DIN 45691:2006-12, Abschnitt  5 (zu 
beziehen bei Beuth-Verlag GmbH, Burg-
grafenstraße 6, 10787 Berlin). 
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*  

7.3 Zulässigkeit  von Wohnungen auf den  
mit *  gekennzeichneten Grundstücken: 
  
Die nach dem vorliegenden Bebauungs-
plan zulässigen Wohnnutzungen auf den 
mit  *  gekennzeichneten Grundstücken 
sind nur nach Eintrit t  des Umstandes der 
Errichtung und der Funktionsfähigkeit  
eines Schallschutzraumes zum Test von 
Rasenmähern, und Motorsägen auf dem 
Betriebsgrundstück der Firma Bentele 
(Flurstücksnr. 603/1) zulässig. Bis zum 
Eintrit t  des o.g. Umstandes sind aus-
schließlich Nutzungen zulässig, die nicht 
für den nicht nur vorübergehenden Auf-
enthalt  von Menschen best immt sind. 
 
 

§9 (2) BauGB 

 

* *  

7.3 Zulässigkeit  von Wohnungen auf den  
mit * *  gekennzeichneten Grundstücken: 
  
Die nach dem vorliegenden Bebauungs-
plan zulässigen Wohnnutzungen auf den 
mit  * *  gekennzeichneten Grundstücken 
sind nur nach Eintrit t  des Umstandes der 
Umsetzung einer abschirmenden Bebau-
ung im eingeschränkten Gew erbegebiet 
zulässig. Die abschirmende Bebauung 
darf  aus höchstens drei Gebäuden beste-
hen und muss eine Mindesthöhe von 
7,50m sow ie eine Gesamtlänge (alle Ge-
bäude zusammen) von mindestens 80m 
aufw eisen. Zw ischen den Gebäuden darf  
höchstens eine Lücke von jew eils maxi-
mal 7m entstehen. Bis zum Eintrit t  des 
o.g. Umstandes sind ausschließlich Nut-
zungen zulässig, die nicht für den nicht 
nur vorübergehenden Aufenthalt  von 
Menschen best immt sind. Eine Abw ei-
chung der Gebäudeanzahl, der Höhe und 
der Länge der abschirmenden Bebauung 
kann dann zugelassen w erden, w enn 
durch eine fachliche Stellungnahme 
nachgew iesen w ird, dass die gleiche Ab-
schirmw irkung erreicht w ird. 
 

  

     
     
 8. Planbereich § 9(7) BauGB 

  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes 
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C) NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN UND VERMERKE 
 

  

 
D 

 Kulturdenkmale 
 
 

  

  

 
D) HINWEISE 
 

    

  Stellplatzsatzung “Baienfurter Strasse”: 
Für einen Teilbereich des Plangebietes be-
steht eine Satzung über die Stellplatzver-
pf lichtung für Wohnungen in der Baienfurter 
Straße vom 20. Januar 1998. Die Gült igkeit  
dieser Satzung w ird durch den Bebauungs-
plan nicht berührt . 
 

  

  Sonstige Planzeichen  
(keine Festsetzungen) 
 

  

 
1925/1  Grundstücksgrenzen mit  Grundstücksnum-

mer 
 
 

  

  Bestehende Gebäude mit Nummerierung 
 
 

  

  Bestehende Topographie 
Höhenlinien und -angaben 
 

  

  Bodenaushub 
Unbelastetes Bodenaushubmaterial ist  –
sow eit  möglich - innerhalb des Planungsge-
bietes w iederzuverw enden. 
 

  

  Wiederverwendung des Oberbodens   
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Oberboden der zu überbauenden Flächen ist  
fachgerecht abzutragen, zw ischenzulagern 
und nach Abschluss der Baumaßnahme in 
einer Mindestschichtstärke von 20 cm auf 
dem übrigen Baugrundstück aufzutragen. 
 

  Regenwassernutzung 
Die Nutzung von Dachf lächenw asser für die 
Gartenbew ässerung w ird empfohlen. 
 

  

  Ermittlung Schallwerte 
Bei der Berechnung der Immissionskont in-
gente aus den Emissionskont ingenten sind 
folgende Vorgaben zu beachten: 
 
- Schallabstrahlende Fläche: Grundstücks-
f läche einschließlich der privaten Grünf lä-
chen 
- Schallausbreitungsrechnung: DIN ISO 
9613-2 mit  A-Summenpegeln unter alleini-
ger Berücksicht igung der Abstandsdämp-
fung 
- gedachtes, ebenes Gelände, keine Ab-
schirmungen auf dem Schallausbreitungs-
w eg 
- Schallquellenhöhe: 2,00 m über dem ge-
dachten, ebenen Gelände 
- maßgebliche Immissionsorte: allgemeines 
Wohngebiet (Fl.-Nr. 597/1) jew eils 1. Ober-
geschoß 
(relat ive Höhe: 5,60 m über Gelände) 
 

  

  Höhensystem 
Die im Bebauungsplan eingetragenen Höhen 
beziehen sich auf das ” neue Höhensystem”  
über Normal-Null (NN) 
 

  

 

E) ANLAGEN zum Bebauungsplan 
 
Begründung in der Fassung vom 03.03.2009 / 27.05.2009 / 02.10.2009  

    zuletzt  geändert : 02.02.2010 
 
ergänzt:  06.03.2012 / 11.12.2012 
 
 
Anerkannt: 
Baindt, den. 06.05.2008 / 03.03.2009 / 
27.05.2009 
02.10.2009 
zuletzt  geändert : 02.02.2010 
 
ergänzt:  06.03.2012 / 11.12.2012 
zuletzt  ergänzt: 05.11.2013 
 
 
 
Bürgermeister Buemann 

Aufgestellt : 
Altshausen, den 06.05.2008 / 03.03.2009 / 

27.05.2009 
02.10.2009 
zuletzt  geändert : 02.02.2010 
 
ergänzt:  06.03.2012 / 11.12.2012 
zuletzt  ergänzt: 05.11.2013 

 
Dipl. Ing. Roland Groß 

 



Z:\Planung\P34_Baindt\P34-1 BPL_Mehlisstraße\Textl_Festsetz\Neu_2008\05_ergänzungsverfahren\x_20131105_Ergänzverfahren_GR_Satzung\04_Örtl_Bauvorschrift_Ergänz_07_20121211_GR.docx 
 

Örtliche Bauvorschriften zum Bebauungsplan ”Mehlisstraße                                                                                         Seite 1 

 
 
Örtliche Bauvorschriften 
Zum Bebauungsplan ”Mehlisstrasse” Gemeinde Baindt 
 
 
A) RECHTSGRUNDLAGEN  

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) i.d.F. vom 05.03.2010 (BGI. S. 358, ber. 416),  
zuletzt  geändert  durch Verordnung vom 25.01.2012. (GBI. S. 55) 

 
B) ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 

 1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
 

§ 74(1)1 LBO 

 1.1 Dachform, Dachneigung, Dachgestaltung 
Siehe Einschriebe im Plan. 
 
Die nachfolgenden ört lichen Bauvorschrif ten 
gelten für die Hauptgebäude. 

§ 74(1)1 LBO 

  SD =  Satteldach 
PD =  Pultdach 
WD =  Walmdach 
 
DN =  Dachneigung 
 

  

 1.2 In den im Plangebiet mit  WA und MI gekenn-
zeichneten Bereiche sind die Dächer mit  
Dachsteinen oder Dachziegeln zu belegen.  
 

  

 1.3 Dachaufbauten in Form von Einzelgauben 
sind mit  folgenden Einschränkungen zuläs-
sig: 
 
Auf einer Dachseite sind nur Gauben gleicher 
Form möglich, Kombinat ionen sind nicht 
erlaubt. 
Der Abstand der Gauben zum Ortgang muss 
mindestens 2,50 Meter betragen. 
Dachgauben als zw eite obere Gaubenreihe 
sind nicht zulässig. 
 

  

     
E) ANLAGEN zu den örtlichen Bauvorschriften 
Begründung in der Fassung vom 03.03.2009 / 27.05.2009 / 
02.10.2009 
zuletzt  geändert : 02.02.2010 
ergänzt:  06.03.2012 / 11.12.2012 
 

 

    
Anerkannt: 
Baindt, den 06.05.2008 / 03.03.2009 / 
27.05.2009 
zuletzt  geändert : 02.02.2010 
 
ergänzt:  06.03.2012 / 11.12.2012 
zuletzt  ergänzt: 05.11.2013 
 
 
 
 
Bürgermeister Buemann 

Aufgestellt : 
Altshausen, den 06.05.2008 / 03.03.2009 / 
27.05.2009 
zuletzt  geändert : 02.02.2010 
 
ergänzt:  06.03.2012 / 11.12.2012 
zuletzt  ergänzt: 05.11.2013 
 

 
Groß 
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Bebauungsplan “Mehlisstraße“ 
GemeindeBaindt 
 
BEGRÜNDUNG 
 
1. ALLGEMEINES 

 
2. RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

3. RÄUMLICHE UND STRUKTURELLE SITUATION 

4. BESTEHENDE RECHTSVERHÄLTNISSE 

5. ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN UND VORHABEN 

6. NOTWENDIGKEIT DER BEBAUUNGSPLANAUFSTELLUNG 

7. ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG 

8. EIGENTUMSVERHÄLTNISSE 

9. ERSCHLIESSUNG 

10. BAULICHE NUTZUNGEN 

11. GRÜN- UND FREIFLÄCHEN 

12. VER- UND ENTSORGUNGSEINRICHTUNGEN 

13. AUSWIRKUNGEN  

14. UMWELTSCHUTZ, EINGRIFFE IN NATUR UND LANDSCHAFT MIT 

AUSGLEICHSBILANZIERUNG 

15. BETEILIGUNG DER BÜRGER UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

16. PLANDATEN 

17. KOSTENSCHÄTZUNG 

Begründung der Örtlichen Bauvorschriften: 

18. GESTALTERISCHE VORSCHRIFTEN 
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1. Allgemeines  Die im Bebauungsplan abgegrenzte Fläche ist zu etwa 
knapp der Hälfte unbebaut. Die Fläche gehört zum auslau-
fenden landwirtschaftlichen Betrieb Schachenerstraße 106 
und ist zwischenzeitlich von allen Seiten von Bebauung um-
rahmt. Im Osten eher Wohnbebauung, im Süden dörfliche 
Mischnutzung und im Westen und Norden durch gewerbliche 
Nutzungen. Nachdem diese bisherige landwirtschaftlich ge-
nutzte Fläche durch Aufgabe des Betriebes frei wird soll die-
ser Bereich nun als vorrangig zu nutzende Innenentwick-
lungsfläche städtebaulich neu geordnet und bebaut werden. 
 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a Baugesetzbuch erlassen. Die Voraussetzungen hierfür 
liegen im Sinne des § 13a als Innenentwicklungsfläche vor. 
 

 

    
2. Räumlicher 

Geltungsbereich 
 Die Abgrenzung des Geltungsbereichs für den Bebauungs-
plan wird wie folgt begrenzt: 
gemäß Planeintrag 
 
Im Westen  
durch die Mehlisstraße (Parzelle 605 / 2) 
 
Im Norden 
ebenfalls durch die Mehlisstraße(Parzelle 557) 
 
Im Osten 
durch die Baienfurterstraße (Parzelle 602 / 1) 
 
Im Süden 
durch die Schachenerstraße (Parzelle 575) 
 

 

    
3. Räumliche und  

strukturelle Situation 
 Der Planungsbereich umfasst einen größeren Teil der histo-
rischen Ortslage von Schachen bzw. der vorhandenen Be-
bauung entlang der Baienfurterstraße. Im Westen und Nor-
den grenzt der Planungsbereich direkt an bestehende Ge-
werbegebiete mit rechtskräftigem Bebauungsplan an. Im 
Planungsgebiet befindet sich ein gewerblicher Betrieb in di-
rektem Umfeld zu bestehenden Wohngebäude.  
Das Gebiet ist von der Topographie her nahezu eben.Durch 
das vorhandene Straßennetz ist es schon weitgehend er-
schlossen einschließlich desdazugehörigen Ver- und Entsor-
gungssystems und bedarf lediglich der Ergänzung.  
 

 

    
4. Bestehende Rechts-

verhältnisse: 
 Für den Planungsbereich gibt es keinen Bebauungsplan und 
damit keine rechtskräftige planungsrechtliche Festsetzung. 
Der Grunderwerb durch die Gemeinde des bisher unbebau-
ten Bereiches ist gesichert. 
 

 

    
5. Übergeordnete Planun-  Der Flächennutzungsplan weist im Geltungsbereich ein  
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gen und Vorhaben: Dorfgebiet aus. Der bisher unbebaute Teilbereich ist als Bau-
fläche im Zuge der Berichtigung des Flächennutzungs-
planes vom 01.12.2010 ausgewiesen. Im Westen schließt 
sich eine größere gewerbliche Zone an. Im Süden ebenfalls 
laut Flächennutzungsplan Dorfgebiet. Im Osten sind keine 
größeren Siedlungserweiterungen eingetragen. 
 

    
6. Notwendigkeit der Beb.-

Plan Aufstellung 
 Der Ortsteil Schachen hat sich im Planungsbereich in den 
letzten Jahrzehnten vom bäuerlich geprägten weilerhaften 
Dorf zu einem in Teilen stark gewerblich geprägten Standort 
entwickelt. Gleichzeitig nimmt das Wohnen im Bereich der 
Baienfurterstraße und Schachenerstraße einen hohen Stel-
lenwert ein. Durch die Aufgabe des landwirtschaftlichen Be-
triebes an der Schachenerstraße wird sowohl die Hofstelle 
wie auch die angrenzenden bisherig landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen frei. Im Sinne des sparsamen Umgangs mit 
Bauland und dem Vorrang der Innenentwicklung soll der 
Planungsbereich städtebaulich neu geordnet werden. Mit der 
Neuordnung und Neubebauung soll gleichzeitig eine pla-
nungsrechtlich abgesicherte konfliktarme Weiterentwicklung 
dieses Teilbereichs von Schachen für das Wohnen wie auch 
die Absicherung der bestehenden gewerblichen Nutzungen 
durch eine Pufferzone erreicht werden. 
 

 

    
7. Ziele und Zwecke der 

Planung 
 Mit der Aufstellung dieses Bebauungsplanes wird die städte-
bauliche Gesamtentwicklung des nördlichen Teilbereichs des 
OrtsteilsSchachen in einem entscheidenden Teilbereich fortge-
führt, weiterentwickelt und abgeschlossen. Mit der Neubebau-
ung des bisher unbebauten Bereiches wird im Sinne der vor-
rangig zu betreibenden Innenentwicklung wertvolles Bauland 
für die Gemeinde eröffnet unter weitgehender Ausnutzung 
bereits vorhandener Erschließungsvorleistungen. Die überge-
ordnete städtebauliche Zielvorstellung ist die Arrondierung und 
Weiterentwicklung der vorhandenen überwiegend durch 
Wohnbebauung gekennzeichneten Bereiche entlang der Bai-
enfurter- und Schachenerstraße bei gleichzeitiger Abschir-
mung nach Westen weiterzuentwickeln. Aufgrund der punktu-
ellen teils intensiven gewerblichen Nutzung entlang der 
Mehlisstraße ist eine Abpufferung durch eine entsprechende 
gewerbliche Bebauungsstruktur erforderlich. 
 
Hinsichtlich der Art der Bebauung wirddie bestehende Bebau-
ung westlich der Baienfurterstraße und nördlich der 
Schachenerstraße planungsrechtlich gesichert.Weiterhin wird 
im bereits bebauten Bereich entlang der Schachenerstraße die 
zukünftige bauliche Struktur für die zu erwartenden Verände-
rungen aus dem Strukturwandel (Abriss ehemals landwirt-
schaftlicher Hofstellen zugunsten von Neubauten) einschließ-
lich der Bebauungsintensität im rückwärtigen Bereich (Bauen 
in der 2. Reihe) planungsrechtlich geregelt. Mit der Neubebau-
ung wird die Körnung der bisherigen Bebauungsstruktur hin-
sichtlich Nutzung, Größe und Dichte aufgenommen und wei-
tergeführt.  Im Nordwesten werden nicht störende gewerbliche 
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Bauten als „Pufferzone“ vorgesehen. 
Diese gewerbliche Übergangszone mit Nutzungseinschrän-
kungen trägt dem Ergebnis des Schallgutachtens im Hinblick 
auf die geplante und bereits bestehende Wohnbebauung 
Rechnung.  
Ziel der Planung ist durch die Freigabe der Gebäudestellung 
und durch die Art der Erschließungsstruktur für möglichst alle 
Gebäude eine günstige passive Nutzung der Sonnenenergie 
zu eröffnen.  
 
Das Verkehrserschließungskonzept ist lediglich durch eine 
neue Erschließungsschleife geprägt die jeweils an die Mehlis-
straße anschließt und im Westen einen unmittelbaren An-
schluss über die Schachenerstraße an das überörtliche Netz 
ermöglicht.  
In Nordsüdrichtung wird ein Fußweg zwischen der Mehlisstra-
ße und der Schachenerstraße vorgesehen zur bestmöglichen 
innerörtlichen fußläufigen Vernetzung insgesamt und auch im 
Hinblick auf die fußläufige Anbindung des vorgesehenen öf-
fentlichen Kinderspielplatzes in der Mitte des Planungsberei-
ches. 
 

    
8. Eigentumsverhältnisse:  Rund die Hälfte der Fläche des Planungsbereich ist bereits 

bebaut und in Privatbesitz. Der Erwerb des bisher unbebauten 
Bereiches durch die Gemeinde ist gesichert. Die eigentums-
rechtlichen Voraussetzungen für den geplanten Fußweg sind 
noch zu schaffen. 
 

 

    
9. Erschließung:  Der gesamte Planungsbereich ist bereits weitgehend er-

schlossen durch das örtliche Straßennetz das den Planungs-
bereich von allen vier Seiten bereits umschließt. Über die 
Schachenerstraße ist eine sehr gute und konfliktarme Anbin-
dung an das überörtliche Straßennetz gewährleistet. Die Stra-
ßenquerschnitte der Mehlisstraße sind bereits auf die gewerb-
lichen Anforderungen ausgelegt und können den zusätzlichen 
Verkehr für die Neubebauung gut aufnehmen. Die Anbindung 
der neuen, inneren Erschließungsstraße erfolgt deshalb so-
wohl im Westen wie auch im Norden an die Mehlisstraße um 
auch zusätzliche Verkehrsbelastungen im Bereich der Baien-
furter- und Schachenerstraße gering zu halten. 
 

 

    
10. Bauliche Nutzungen:  Mit der Ausweisung als Allgemeines Wohngebiet in einem 

großen Teilbereich einschließlich der bereits bebauten Berei-
che wird dem bereits in diesem Teilbereich der Baienfurter-
straße und Schachenerstraße vorhandenen Gebietscharakter 
Rechnung getragen.  
 
Zum Schutz vorhandener gewerblicher Betriebe an der 
Schachenerstraße wird ein kleiner Teilbereich als Mischgebiet 
ausgewiesen. Diese Ausweisung entspricht dem derzeitigen 
Gebietscharakter und auch dem südlich angrenzenden Dorf-
gebiet. 
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Als Pufferzone zwischen Wohnen und Gewerbe wird im Nord-
westen ein eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) ausgewie-
sen. In diesem eingeschränkten Gewerbegebiet sind nur das 
Wohnen nicht wesentlich störende gewerbliche Nutzungen 
(hinsichtlich Schallemissionen - Lärm) zulässig. Das Wohnen 
ist nur im betrieblichen Zusammenhang möglich. Damit wird 
zum einen ein größtmöglicher Schutz für die westlich und 
nördlich angrenzenden gewerblichen Nutzungen erreicht durch 
die klare Einschränkung des Wohnens und gleichzeitig für die 
im Osten angrenzende Wohnbebauung eine Abstufung der 
gewerblichen Nutzungen planungsrechtlich gesichert. Als wei-
tere Maßnahme zur Entflechtung der gewerblichen Nutzung 
zum Wohnen hin ist entlang der neuen Wohnerschließungs-
straße eine durchgängige Grünfläche als Retentions- und Be-
pflanzungsfläche vorgesehen mit Zufahrtsverbot auf den ge-
werblichen Bereich. Der öffentliche Kinderspielplatz zum einen 
zentral angeordnet mit der bestmöglichen Erreichbarkeit für 
die umliegende Wohnbebauung und dient gleichzeitig als zu-
sätzlicher Puffer zu den gewerblichen Nutzungen. 
 
Das Nutzungsmaß wird bestimmt durch die maximal bebauba-
re Grundfläche, Geschossfläche und durch Baugrenzen sowie 
die maximale Wand- und Gebäudehöhe.  
 
Als für im Allgemeinen Wohngebiet unzulässig erklärte Nut-
zungen wie Gartenbaubetriebe, Tankstellen und sonstige nicht 
störende Gewerbebetriebe werden mit der umgebenden Nut-
zungsstruktur und der neu geplanten inneren Wohnbebauung 
im Hinblick auf eine Störung durch Verkehrsfrequenzen und 
damit Lärmimmissionen im Allgemeinen Wohngebiet begrün-
det. Weiterhin soll eine Durchdringung des Allgemeinen 
Wohngebietes mit gewerblichen Nutzungen verhindert und zu 
Gunsten einer Entflechtung gesichert werden. 
 
Im ausgewiesenen kleinen Teilbereich des Mischgebietes 
werden Vergnügungsstätten ausgeschlossen um eine mögli-
che punktuelle Verdichtung und Störung im Hinblick auf die 
Umgebungsbebauung auszuschließen. 
Im Mischgebiet wird als Grundzug der Planung die Anzahl der 
Wohnungen in Abhängigkeit der Grundstücksgrösse einge-
schränkt um in diesem kleinen Teilbereich eine punktuelle 
Verdichtung von Wohnnutzung im Hinblick auf mögliche Nut-
zungskonflikte mit zulässigen gewerblichen Nutzungen zu ver-
hindern. 
 
Im eingeschränkten Gewerbegebiet werden definierte Lärm-
kontingente festgelegt um dem Schutzbedürfnis der angren-
zenden Wohnbebauung Rechnung zu tragen.  

 
 

   

11. Grün- und Freiflächen:
  

 Das städtebauliche Grundkonzept sieht eine durchgängige 
grüne Zone aneinander stoßender Privatgärten zwischen vor-
handener Bebauung an der Baienfurterstraße und der Neube-
bauung im Innenbereich vor um insbesondere für die vorhan-
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dene dortige Bebauung eine gute Belichtungs- und Beson-
nungsmöglichkeit zu sichern und im Sinne der Vernetzung von 
Grünräumen.  
Zur weiteren Entflechtung von möglicherweise störender Nut-
zungen zwischen Mischgebiet und Allgemeinem Wohngebiet 
wird in einem Teilstück eine private Grünfläche ausgewiesen 
mit entsprechenden Einschränkungen von baulichen Nutzun-
gen.   
Ebenfalls vernetzt wird der öffentliche Kinderspielplatz mit den 
Flächen zur Retention / Versickerung der Oberflächenwasser. 
Damit entstehen insgesamt durchgängige Grünräume sowohl 
in ökologischer Hinsicht wie auch zur Steigerung der Wohn-
qualität.  
 

    
12. Ver- und Entsor-

gungseinrichtungen: 
 Allgemeines: 
Die Entsorgung des Schmutzwassers für den gesamten Pla-
nungsbereich ergibt sich aus dem bereits vorhandenen Kanal-
netz der vorhandenen Bebauung und des vorhandenen Stra-
ßennetzes. Dieses Netz wird lediglich durch das Kanalnetz für 
die neu zu bauende innere Wohnerschließungsstraße ergänzt. 
 
Abwasserbeseitigung: 
Die Entsorgung der Oberflächenwasser im Bereich der Neu-
bebauung der bisher unbebauten Grundstücke wird im modifi-
zierten Trennsystem realisiert.  
Die anfallenden Regenwässer der befestigten öffentlichen Flä-
chen und der privaten Dach- und Hofflächen werden über ein 
separates Leitungssystem, zwei zentralen Versickerungsbe-
cken zugeführt und dort über eine belebte Bodenzone versi-
ckert. Der vorhandene Untergrund wurde geologisch beurteilt, 
und lässt eine Versickerung zu. 
 
Von den Becken ist je eine Notüberlaufleitung in den beste-
henden Mischwassersammler vorgesehen. 
 
Das häusliche Abwasser (Schmutzwasser) wird getrennt ge-
sammelt und dem bestehenden Mischwasserkanalnetz zuge-
führt. 
 
Jedes Grundstück erhält je einen Schmutz- und Regenwas-
serkontrollschacht als Anschlussmöglichkeit. 
 
Das für die Regenwasserableitung erforderliche Wasser-
rechtsverfahren wird im Zuge der Erschließungsplanung ein-
geleitet. 
 
Im Rahmen der Baumaßnahmen wird der Verteilerschacht 
(38150-038) in der Schachener Straße, südwestlich von Ge-
bäude Schachener Straße 108, so umgebaut, dass der ge-
samte Abfluss des Schmutzwassers aus Baindt über die 
Schachener Straße zum RÜB Schachen geleitet wird. Damit 
wird der Schmutzwasserkanal DN 700 Richtung Mehlisstraße 
um 550 l/s entlastet. Der maximale Schmutz- und Regenwas-
serabfluss aus dem Baugebiet zum Abwasserkanal DN 700 
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beträgt 28 l/s und ist somit unerheblich. 
 
Wasserversorgung: 
Die Wasser- und Löschwasserversorgung  für das Baugebiet 
ist gesichert. Die Druckhöhe ist ausreichend.  
 
Als Versorgungssystem wird, wie weitgehend in Baindt vor-
handen, das WN – System gewählt. 
 
Die Hausanschlüsse  innerhalb des Neubaugebietes werden in 
die einzelnen Grundstücke hinein verlegt.  
 
andere Leitungsträger: 
Ortsbeleuchtung, Strom, Telefon, Gas, und andere Medien 
(evtl. Kabelfernsehen /  Datenleitungen) werden mit den ent-
sprechenden Leitungsträgern abgestimmt und koordiniert.  
 

    
13. Auswirkungen:  Die Ausweisung des überwiegenden Teils des Planungsberei-

ches als Allgemeines Wohngebiet trägt dem vorOrt tatsächlich 
vorhandenen Gebietscharakter Rechnung und entspricht der 
geplanten städtebaulichen Gesamtzielsetzung. Mit der Aus-
weisung eines kleinen Teilbereiches als Mischgebiet und eines 
Teilbereiches als eingeschränktes Gewerbegebiet wird der 
bereits vorhandenen Nutzungsstruktur des Gesamtbereiches 
dieses nördlichen Teils von Schachen Rechnung getragen.  
 
Sowohl im Hinblick auf den bestehenden gewerblichen Betrieb 
im Planungsbereich an der Schachenerstraßewie auch im 
Hinblick auf die angrenzenden gewerblichen Nutzungen wurde 
ein Schallgutachten beauftragt. Die Ergebnisse dieses Schall-
gutachtens liegen vor und wurden in den Planungsprozess 
eingearbeitet: 
 
"Auf das Planungsgebiet wirken die Geräuschimmissionen des 
westlich und nördlich angrenzenden Gewerbe- und Mischge-
bietes "Baindt-Schachen" und der im Planungsgebiet liegen-
den Firma Bentele ein. Dies kann zu Nutzungskonflikten füh-
ren. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde dies 
schalltechnisch untersucht (Gutachten des Büro Sieber, Fas-
sung vom 06.03.2012). Es wurde festgestellt, dass die zuläs-
sigen Immissionsrichtwerte der TA Lärm für ein allgemeines 
Wohngebiet (WA) und für ein Mischgebiet (MI) auf Grund der 
Lärmimmissionen des bestehenden Gewerbegebietes westlich 
und nördlich des Planungsgebietes überschritten werden. In 
Absprache mit dem Landratsamt Ravensburg wurde ein Lärm-
schutzkonzept erarbeitet. Das Konzept beinhaltet eine ab-
schirmende Bebauung im geplanten eingeschränkten Gewer-
begebiet (GEe) sowie innergebäudliche Maßnahmen (Orientie-
rung der schutzbedürftigen Räume) im geplanten allgemeinen 
Wohngebiet (WA) sowie im Mischgebiet (MI). Für die beste-
hende Bebauung auf den Fl.-Nrn. 593 und 598 (Baienfurter 
Straße 10 und 12) wurde festgesetzt, dass in der Ausnahme 
z.B. wenn eine auf Grund des bestehenden Gebäudegrundris-
ses des Gebäudes und des daraus resultierenden Raumzu-
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schnittes eine Orientierung der zum Lüften benötigten Fens-
teröffnung nicht möglich ist, können Fensteröffnungen zuge-
lassen werden, wenn die betreffenden Räume mit einer aus-
reichend dimensionierten schallgedämpften Lüftungsanlage 
ausgestattet werden. Die zeitliche Abfolge (Lärmbebauung vor 
Errichtung der Wohnnutzung) wird durch eine "Wenn-Dann-
Festsetzung" nach § 9 Abs. 2 BauGB geregelt. Bei der Be-
rechnung der Lärmimmissionen der Firma Bentele hat sich 
gezeigt, dass die zulässigen Immissionsrichtwerte in der be-
stehenden bzw. geplanten Umgebungsbebauung der Firma 
nur eingehalten werden, wenn die lärmintensiven Tätigkeiten 
(Warmlaufenlassen von Motorsägen 
und Rasenmäher) im Gebäudeinneren durchgeführt werden. 
Dies wird durch die Errichtung eines Schallschutzraumes ge-
währleistet. Die zeitliche Abfolge wird auch hier mit einer 
"Wenn-Dann-Festsetzung" nach § 9 Abs. 2 BauGB gewähr-
leistet. Durch das geplante eingeschränkte Gewerbegebiet 
sind Lärmeinwirkungen im nördlich und östlich angrenzenden 
allgemeinen Wohngebiet zu erwarten. Zur Konfliktlösung wird 
die Festsetzung von Emissionskontingenten gemäß DIN 
45691 (Geräuschkontingentierung) vorgeschlagen. Bei der 
Festlegung von Emissionskontingenten nach DIN 45691 wird 
jedem Quadratmeter Grundstücksfläche eine bestimmte Ge-
räusch-Emission zugeordnet, so dass die Immissionsrichtwer-
te der TA Lärm (1998) in der Umgebung des Planbereiches 
eingehalten werden. Das bestehende Gewerbegebiet geht bei 
der Berechnung der Emissionskontingente als Vorbelastung 
mit ein. Eventuelle Hindernisse wie Häuser, Hallen oder Bö-
schungen zwischen der Schallquelle und dem Immissionsort 
(Zusatzdämpfung) werden bei der Berechnung der Schallaus-
breitung nicht berücksichtigt. Die Berechnung erfolgt unter 
alleiniger Berücksichtigung des Abstandsmaßes nach DIN ISO 
9613-2 (Schallausbreitung im Freien). Die Einhaltung der 
Emissionskontingente wird im Einzelfall im Rahmen des bau-
rechtlichen Genehmigungsverfahrens bzw. bei der Planung 
eines Vorhabens, das vom Genehmigungsverfahren freige-
stellt ist, durch Vorlage einer schalltechnischen Untersuchung 
durch ein entsprechend qualifiziertes Büro nachzuweisen sein. 
Dabei wird die oben beschriebene Zusatzdämpfung berück-
sichtigt. Das ermöglicht dem Betreiber, durch variable Maß-
nahmen und konkrete Betriebsgestaltung (z.B. Lage, Orientie-
rung, Anzahl und Größe von Gebäudeöffnungen) die Emissio-
nen so zu steuern, dass der zulässige Immissionsanteil an der 
schutzbedürftigen Umgebungsbebauung eingehalten wird." 
 
Auf die Ergebnisse des Schallgutachtens vom Büro Sieber, 
Fassung vom 02.02.2010, ergänzt in Fassung vom 
06.03.2012, wird im Einzelnen verwiesen. 
 
Hinsichtlich der Bauteile der Aussenflächen der Gebäude wird 
von der Festsetzung von Schalldämmmaßen abgesehen da 
die Einhaltung des geforderten Innenpegels von 25 dB(A) be-
reits bei einfachster Ausführung der Außenbauteile (z.B. Mau-
erwerk mit einer Dicke von 11,5cm, Fenster mit Einfachvergla-
sung) sichergestellt ist.  
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14. Umweltschutz, Eingrif-

fe in Natur und Land-
schaft mit Ausgleichs-
bilanzierung: 

 

 Da der Planungsbereich als Innenentwicklung zu bewerten ist 
kommt § 13a Abs. 1 Satz 2 BauGB zur Anwendung, demzu-
folge gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 5 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuläs-
sig. 
Auf einen umfassenden Umweltbericht und eine Eingriffsaus-
gleichsabarbeitung wird deshalb verzichtet.  
 
Um die Beachtung der Belange des Naturschutzes nach § 1 
Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu prüfen und ggf. sicherzustellen, wurden 
die Auswirkungen der Überplanung untersucht und im Verfah-
ren dargestellt, insbesondere die Auswirkung durch die entfal-
lende landwirtschaftliche Nutzfläche bzw. Reststreuobstbe-
stand. (Siehe hierzu Naturschutzfachlicher Beitrag vom 
15.02.2008, ergänzt am 25.02.2008 von Dipl.-Ing. B. Groß-
Aurbacher, 88518 Herbertingen). 
 
Das Büro UWA hat bei zwei Begehungen die potentielle Eig-
nung des Gebietes für die genannten Vogelarten geprüft. Jah-
reszeitlich bedingt waren keine Brutbestände feststellbar. Auf-
grund des dreischnittigen Grünlandes ist die Fläche für den 
Wiedehopf und für Bodenbrüter wie z.B. Wiesenpieper und 
Feldlerche ungeeignet. Die weitere Bewertung ergab keine 
Hinweise auf Brutvorkommen oder Nutzung der Fläche als 
Nahrungshabitat. 
 
Die Untersuchung ergab damit keinen naturschutzrelevanten 
Tatbestand, der einer Umsetzung der Planung entgegensteht. 
 
 

 

    
15. Beteiligung der Bürger 

und Träger öffentli-
cher Belange: 

 Sowohl die Bürger wie auch die Träger Öffentlicher Belange 
wurden entsprechend den gesetzlichen Erfordernissen ange-
hört. Die Ergebnisse dieser Verfahrensschritte wurden in die 
Begründung und den Bebauungsplaneingearbeitet. 

 

    
16. Plandaten:  Das Verfahrensgebiet umfasst ca. 3,7 ha  
    
17. Kosten:  Ein Teilbereich der Planungsfläche (bisher unbebaute Berei-

che) wird durch die Gemeinde erworben.  
Die Erwerbskosten sind im Haushalt der Gemeinde finanzier-
bar. 
 
Die anfallenden Kosten für die Erschließung sind ebenfalls im 
Haushaltsplan der GemeindeBaindt berücksichtigt. 
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Begründung der Örtlichen Bauvorschriften: 
 

 

18. Gestalterische Vor-
schriften: 

 Gestalterische Vorschriften, festgesetzt als Örtliche Bauvor-
schriften, werden mit dem Ziel der Weiterführung und Erhal-
tung des Ortsbildes, der Einfügung in die heterogene Bau-
struktur und der Notwendigkeit der Integration dieses Teilbe-
reiches in die vorhandene Umgebungsbebauung begründet 
und festgesetzt. 
Gleichzeitig werden die Örtlichen Bauvorschriften im Hinblick 
auf die bereits bestehenden sehr unterschiedlichen Baustruk-
turen auf das Notwendigste beschränkt. 
 
Die Festsetzungen für die Dachform, Dachneigung und Dach-
gestaltung sind begründet im Hinblick auf die Weiterführung 
der gewachsenen dörflichen Bebauungsstruktur mit dem 
Grundsatz überwiegend geneigter Dächer und dem Satteldach 
als Hauptdachform. Die Mindestdachneigung von 25° mit Aus-
nahme des gewerblichen Bereiches wird begründet mit der 
Zielsetzung einer einheitlichen, dörflichen Dachlandschaft mit 
Eindeckung der Dachflächen mit Dachsteinen oder Dachzie-
geln. 
Für die gewerblichen Bauten im eingeschränkten Gewerbege-
biet sind großzügigere Festsetzungen festgesetzt und Pultdä-
cher zugelassen um den spezifischen Anforderungen des ge-
werblichen Bauens Rechnung zu tragen.  
 
Die Festsetzungen zu Dachaufbauten wurden auf ein Min-
destmaß reduziert. Mit diesen Festsetzungen soll sicherge-
stellt werden, dass das geneigte Dach als Satteldach und 
Walmdach in seiner Grundform erhalten bleibt und gleichzeitig 
hochwertige Dachgeschossausbauten ermöglicht werden.  
 
 
 
 

 

 
 
Anerkannt:     Aufgestellt:  
Baindt, den 03.03.2009 / 27.05.2009  Altshausen, den 03.03.2009 / 27.05.2009 
02.10.2009     02.10.2009  
zuletzt  geändert  02.02.2010    zuletzt  geändert  02.02.2010 
 
ergänzt: 06.03.2012 / 11.12.2012   ergänzt: 06.03.2012 / 11.12.2012 

      
........................................................   ................................................... 
Bürgermeister Buemann     Roland Groß 




































































